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1992. 

Das Bundesministerium für Justiz beehrt sich, 25 Aus­

fertigungen seiner Stellungnahme zum Entwurf einer Patent­

gesetz-Novelle 1992 zu übersenden. 

3. Juni 1992 

Für den Bundesminister: 

TADES 
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An das 
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Betrifft: Entwurf einer Patentgesetz-Novelle 1992. 

Mit Beziehung auf das Schreiben vom 7.5.1992 beehrt 

sich das Bundesministerium für Justiz folgende Stellung­

nahme zum Entwurf einer Patentgesetz-Novelle 1992 abzu­

geben; 25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme werden unter 

einem dem Präsidium des Nationalrats übermittelt. 

Zum § 58a: 

Die Abgrenzung ist zwar verhältnismäßig detailliert 

(siehe die einfachere Regelung des § 2 Abs. 2 und 3 UOG), 

trotzdem aber vom Standpunkt des Schutzes des rechtsge­

schäftlichen Verkehrs gerade noch akzeptabel. 

Zum § 58b Abs. I: 

Die K~iterien für den aufzustellenden Rechnungsab­

schluß sollten genauer gefaßt werden. Derzeit liegt wohl 

nur ein etwas unscharfer Hinweis auf_~i~ Anwendung der 

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung vor. Zu überlegen 

wäre, das Rechnungslegungsgesetz BGBI 1990/475 (oder Teile 

hievon) für sinngemäß anwendbar zu erklären. 

3. Juni 1992 

Für den Bundesminister: 

TADES 
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